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terbildung bewährt sich die Teilnahme der Mitglieder der 
Rechtskommission an der Schulung der Konfliktkommission. 
Das vertieft zugleich die Verbindung der Rechtskommission 
zur Konfliktkommission. Nach unserer Auffassung ist diese 
Art der Weiterbildung für die Rechtskommission allein jedoch 
nicht ausreichend. Wir fordern z. B. von allen Mitgliedern 
unserer Rechtskommissionen, daß sie die grundsätzlichen Be­
schlüsse zur Rechtsarbeit der Gewerkschaften kennen.7 Diese 
Informationen werden in Form von Schulungen speziell für 
die Mitglieder der Rechtskommissionen vermittelt.

Gemeinsam mit den Justiz- und Sicherheitsorganen sowie 
der Sektion Rechtswissenschaft der Friedrich-Schiller-Univer- 
sität Jena, der Abteilung, Agitation und Propaganda des 
FDGB-Bezirksvorstandes Gera und seiner Rechtskommis­
sion wurde deshalb ein Schulungsplan für den Zeitraum eines 
Jahres erarbeitet. Danach werden die Vorsitzenden der 
Rechtskommissionen der BGL monatlich in der Kreisbil­
dungsstätte geschult. Analog findet die Schulung mit den 
Rechtskommissionen der Kreisvorstände der IG/Gewerk­
schaften statt. In einem einwöchigen Erfahrungsaustausch mit 
allen Vorsitzenden der Rechtskommissionen der Kreis- und 
Bezirksvorstände der IG/Gewerkschaften werden die sich aus 
dem 11. FDGB-Kongreß ergebenden Aufgaben bei der Durch­
führung der Beschlüsse des XI. Parteitages der SED beraten, 
wobei insbesondere zweigspezifische Regelungen und die 
Realisierung gewerkschaftlicher Mitwirkungsrechte eine 
Rolle spielen.

Erfahrungen aus der Tätigkeit von Arbeitsgruppen 
der Rechtskommissionen

Viele Aufgaben lassen sich noch besser lösen, wenn innerhalb 
der Rechtskommissionen Arbeitsgruppen gebildet werden. 
Bei uns gibt es dazu gute Erfahrungen und einige Überlegun­
gen:

Die gewerkschaftlichen Rechtsberatungsstellen erfüllen 
eine wichtige Aufgabe der Rechtskommission des Kreisvor­
standes des FDGB bzw. der BGL. Die Orientierung darauf, 
daß in jeder Rechtsberatungsstelle mindestens ein Jurist mit­
arbeitet, ist m.B. auch in Zukunft beizubehalten. Die Justi­
tiare helfen z. B. nicht nur mit ihrem Wissen den Ratsuchen­
den, sondern sie gewinnen aus der gewerkschaftlichen Rechts­
praxis auch wichtige Erkenntnisse für ihre Arbeit. Mit der 
Bildung von Rechtskommissionen in allen gewerkschaftlichen 
Grundorganisationen, in denen Konfliktkommissionen ge­
wählt wurden, sind günstigere Voraussetzungen für die 
Rechtsauskunft im Arbeitskollektiv entstanden. Der tägliche 
Kontakt zu den Werktätigen macht Unzulänglichkeiten in 
der Leitungstätigkeit schneller sichtbar und hilft, sie zu be­
seitigen. - ■

Die Rechtsberatungsstelle des Kreisvorstandes des FDGB 
fungiert zunehmend als Konsultationsstelle für die Rechts­
kommissionen der Kreisvorstände der IG/Gewerkschaften 
und der Rechtskommissionen der BGL und hilft, grundsätz­
liche Standpunkte z. B. zu Fragen von Lohn, Qualifizierung, 
Arbeitszeit usw. für ihren Vorstand vorzubereiten.

Sie wirkt zunehmend mit der Prozeßvertretergruppe der 
Rechtskommission des Kreisvorstandes des FDGB zusammen. 
Diese kostenlose Rechtshilfe für die Gewerkschaftsmitglieder 
in den arbeitsrechtlichen Verfahren vor den staatlichen Ge­
richten wird sehr hoch geschätzt. Die gewerkschaftliche 
Rechtshilfe im Verfahren vor den Kammern für Arbeitsrecht 
bei den Kreisgerichten lag im Bezirk Gera in den letzten 
15 Jahren immer über 95 Prozent. Das ist u. a. auf die gute 
Arbeit der Prozeß vertretergruppen zurückzuführen. Die Pro­
zeßvertretergruppe der Rechtskommission des Kreisyorstan- 
des des FDGB setzt sich in der Regel aus Vertretern aller 
Wirtschaftsbereiche im Territorium zusammen. Der Gewerk­
schaftsfunktionär, der an der Beratung der Konfliktkommis­
sion teilgenommen hat, wird in die Vorbereitung der Ver­
handlung einbezogen, aber es ist u. E. nicht erforderlich, daß 
er auch die Prozeßvertretung vor Gericht wahrnimmt. Das ist 
in der Praxis nicht durchgängig realisierbar.

In speziellen Lehrgängen des Bezirksvorstandes des FDGB 
werden die Prozeßvertreter, die grundsätzlich über gute ar­
beitsrechtliche Kenntnisse verfügen, weiter qualifiziert. Jeder 
Prozeßvertreter sollte im Jahr zwei- bis viermal zum Einsatz 
kommen. Es hat sich in den zurückliegenden Jahren bewährt, 
auch die Prozeßvertreter in die Anleitung und Schulung der 
Konfliktkommissionen einzubeziehen. Sie können sich auf 
diesem Wege ständig weiter qualifizieren und andererseits 
ihre recht umfangreichen Erfahrungen weitergeben. Unab­
hängig davon, ob eine Prozeßvertretung übernommen wurde, 
ist die Mitwirkung eines Gewerkschaftsfunktionärs in jedem 
arbeitsrechtlichen Verfahren zu sichern. Die Mitwirkung

sollte mit Hilfe der Rechtskommission sehr gewissenhaft vor­
bereitet werden, um im Verfahren den gewerkschaftlichen 
Standpunkt zum Konflikt darlegen zu können. Mit Empfeh­
lungen zur Sachaufklärung, der Stellung von Beweisanträgen 
sowie dem Antrag auf Erlaß einer Gerichtskritik in geeigne­
ten Fällen wird die Qualität der Prozeßvertretung erhöht. Es 
hat sich als nützlich erwiesen, daß in geeigneten Fällen die 
zuständige BGL von der Kammer für Arbeitsrecht einen 
Durchschlag der Gerichtskritik erhält und der Adressat vom 
Gericht aufgefordert wird, einen Durchschlag seiner Stellung­
nahme bzw. Antwort ebenfalls an die BGL zu geben.

Die Arbeitsgruppe zur Anleitung und Schulung der Kon­
fliktkommissionen wird häufig mit der Arbeitsgruppe Rechts­
propaganda verbunden. Mit der Wahlordnung wurden die 
Aufgaben der ständigen Arbeitsgruppe zur Anleitung und 
Schulung der Konfliktkommissionen in Verbindung mit der 
Arbeitsgruppe Rechtspropaganda erheblich erweitert. Die 
neuen Kader, die den BGLs mit ihren Rechtskommissionen 
zur Verfügung stehen, müssen unter Ausnutzung langjähriger 
Erfahrungen kontinuierlich in die Schulung der Konfliktkom­
missionen eingeordnet und mit den Schwerpunkten der An­
leitung vertraut gemacht werden. Auf diesem Wege ist es 
möglich, die Seminare, in denen alle gewählten Konfliktkom­
missionsmitglieder monatlich zu erfassen sind, möglichst klein 
zu halten und unter Berücksichtigung der Spezifik des Betrie­
bes anzuleiten. Die Leiter der Seminare sind monatlich von 
Mitgliedern der Arbeitsgruppe, denen auch Funktionäre der 
Justiz- und Sicherheitsorgane angehören sollten, im Kreis­
vorstand des FDGB anzuleiten. Es ist zu überlegen, ob die bei 
uns übliche Praxis, daß die Vorsitzenden der Rechtskommis­
sionen der Kreisvorstände der IG/Gewerkschaften an der An­
leitung der Schulungsleiter für die Konfliktkommissionen 
teilnehmen und im Anschluß daran mit den Funktionären ih­
res Zweiges z. B. Probleme des RKV oder der leistungsorien­
tierten Lohnpolitik beraten, generell Anwendung finden 
sollte.

Die Bildung einer ständigen Arbeitsgruppe Arbeitsrecht — 
Schlüsseltechnologien wird aus der Sicht der Beschlüsse des 
XI. Parteitags der SED und -des 11. FDGB-Kongresses m. E. 
zu überdenken sein. Viele neue Aufgaben ergeben sich bei 
der Durchsetzung der Schlüsseltechnologien. Wir könnten mit 
einer solchen Arbeitsgruppe helfen, eine noch wirksamere 
Verbindung des AGB mit dem Einsatz der Schlüsseltechnolo­
gien herzustellen. Das kann zu bedeutenden Impulsen führen. 
Die Werktätigen erhalten über diesen Weg weitere Möglich­
keiten für die Vorbereitung von Rationalisierungsmaßnah­
men und die Kontrolle ihrer Wirksamkeit. In der Rechtsaus­
kunft werden neue Aspekte zu bedenken sein, die sowohl im 
Betrieb als auch bei den Kreisvorständen des FDGB und der 
IG/Gewerkschaften eine Rolle spielen. Fragen der Qualifizie­
rung beschäftigen die Praxis zunehmend. Die Durchsetzung 
der WAO mit dem AGB noch zielgerichteter zu verbinden, 
könnte ein weiteres Anliegen sein. Die Erfüllung der Aufga­
ben aus der Ordnung für die Wahrnehmung der Rechte der 
Gewerkschaften beim Abschluß, bei der Änderung und der 
Auflösung von Arbeitsverträgen vom 21. Juni 1978 gewinnt 
unter dieser Sicht beim weiteren Ausbau der Rechte und der 
Verantwortung der Gewerkschaften in den Betrieben zuneh­
mend an Bedeutung.

•
Nachdem nunmehr auch bei allen Kreis- und Bezirksvor­

ständen der IG/Gewerkschaften Rechtskommissionen gebildet 
wurden, sollte der Erfahrungsaustausch eine der wichtigsten 
Formen zur Aktivierung der Arbeit sein. Es geht um die Ver­
mittlung von Erfahrungen solcher Rechtskommissionen, die

7 Außer dem in Fußnote 3 genannten Beschluß sind das folgende:
— Aufgaben der Gewerkschaften zur Erläuterung des sozialisti­

schen Rechts sowie zur Weiterentwicklung des Rechtsbewußt­
seins der Werktätigen (Beschluß des Präsidiums des Bundes­
vorstandes des FDGB vom 2. August 1974), in: Arbeitsrechtliche 
Beschlüsse — Dokumente, Berlin 1985, S. 5;

— Aufgaben der Gewerkschaften bei der Anleitung und Schulung 
der Konfliktkommissionen (Beschluß des Präsidiums des Bun­
desvorstandes des FDGB vom 26. März 1982), ebenda, S. 10;

— Ordnung über die Bearbeitung der Eingaben der Gewerk­
schaftsmitglieder durch die gewerkschaftlichen Leitungen und 
Vorstände (Beschluß des Präsidiums des Bundesvorstandes des 
FDGB vom 19. September 1975), ebenda, S. 16;

— Ordnung für die Wahrnehmung der Rechte der Gewerkschaften 
beim Abschluß, bei der Änderung und der Auflösung von Ar­
beitsverträgen (Beschluß des Sekretariats des Bundesvorstan­
des des FDGB vom 21. Juni 1978), ebenda, S. 21;

— Ordnung für die gewerkschaftlichen Aufgaben bei der Rechts­
beratung der Werktätigen (Beschluß des Sekretariats des Bun­
desvorstandes des FDGB vom 26. April 1971), ebenda, S. 40;

— Ordnung über die gewerkschaftliche Prozeßvertretung und 
Mitwirkung im arbeitsrechtlichen Verfahren (Beschluß des Se­
kretariats des Bundesvorstandes des FDGB vom 1. August 1978), 
ebenda, S. 45.


